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Castor-Transporte nach Ahaus - Welche Folgen hat die Bindung tausender Polizei-
kräfte, Beamtinnen und Beamten, sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter?  
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Seit März 2026 laufen die Transporte von insgesamt 152 Castor-Behältern mit hochradioakti-
vem Material vom Forschungszentrum Jülich zum Zwischenlager Ahaus. Bereits die ersten 
Transporte wurden von einem Großaufgebot der Polizei begleitet. Medienberichten1 zufolge 
waren beim ersten Transport rund 2.400 Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte im Einsatz. 
Vertreter der Gewerkschaft der Polizei (GdP) warnten im Vorfeld vor einer erheblichen perso-
nellen Belastung und vor einer langfristigen Bindung tausender Einsatzkräfte. Gleichzeitig 
steht die Polizei Nordrhein-Westfalen weiterhin vor großen Herausforderungen durch die Be-
kämpfung der Organisierten Kriminalität, die wachsende Bedrohungslage durch Extremismus 
sowie die Absicherung zahlreicher Großveranstaltungen. 
 
 
Der Minister des Innern hat die Kleine Anfrage 8185 mit Schreiben vom 28. Juli 2026 namens 
der Landesregierung im Einvernehmen mit der Ministerin für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz 
und Energie beantwortet. 
 
 
1. Wie viele Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte, sowie  

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus anderen Fachbereichen waren bei den  
bislang durchgeführten Castor-Transporten jeweils im Einsatz? (Bitte nach  
Transportdatum, Behörde, und Einsatzstunden aufschlüsseln) 

 
Die Anzahl der eingesetzten Kräfte je Transport ist der nachfolgenden Aufstellung zu entneh-
men.  
  

 
1 Vgl.etwa: https://www.welt.de/politik/deutschland/article69c33fa78f5761671715e5ef/atommuell-trans-
port-2400-polizisten-im-einsatz-castor-behaelter-in-ahaus-angekommen.html 
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Datum Anzahl der eingesetzten Kräfte 

24.03.2026 ca. 2.700 

21.04.2026 ca. 2.200 

05.05.2026 ca. 1.200 

20.05.2026 ca. 1.100 

07.07.2026 ca. 500 

08.07.2026 ca. 400 

 
 
2. Wie viele Mehrarbeitsstunden sind bislang infolge der Castor-Transporte angefal-

len?  
 
Diese Daten liegen der Landesregierung nicht vor. Zur Beantwortung der Frage wäre eine 
personenscharfe händische Auswertung in bzw. durch alle Kreispolizeibehörden erforderlich. 
Dies ist in der für die Beantwortung einer Kleinen Anfrage zur Verfügung stehenden Zeit mit 
vertretbarem Verwaltungsaufwand nicht möglich. 
 
 
3. Mit welchem personellen Gesamtaufwand rechnet die Landesregierung für die Ab-

sicherung aller noch ausstehenden Castor-Transporte bis zum Abschluss der 
Maßnahme?  

 
Der erforderliche Kräftebedarf für einen polizeilichen Einsatz ergibt sich aus der Beurteilung 
der konkreten Lage im Einzelfall durch die einsatzführende Kreispolizeibehörde Münster. Hier-
bei fließen insbesondere Einsatzerfahrungen sowie aktuelle Erkenntnisse ein. Vor diesem Hin-
tergrund ist eine Angabe zum personellen Gesamtaufwand für alle zukünftigen Transporte 
nicht möglich. 
 
 
4. In welchem Umfang mussten zur Durchführung der Castor-Einsätze andere  

polizeiliche Aufgaben zurückgestellt, reduziert oder organisatorisch angepasst 
werden?  

 
Die Polizei Nordrhein-Westfalen verfügt über die personellen Ressourcen und die notwendi-
gen Erfahrungen, um auch solche komplexen Einsätze professionell zu bewältigen. Sie ist 
jederzeit in der Lage, ihrem gesetzlichen Auftrag vollumfänglich nachzukommen.  
 
 
5. In welchem Umfang wurden Kräfte anderer Bundesländer oder der Bundespolizei 

zur Unterstützung herangezogen?  
 
Zum Schutz der in der Beantwortung der Frage 1 genannten Transporte wurden neben den 
eigenen Kräften vereinzelt eine niedrige zweistellige Anzahl spezialisierter Kräfte sowie Füh-
rungs- und Einsatzmittel der Bundespolizei und in einem Fall des Landes Rheinland-Pfalz ein-
gesetzt. 
 
 
 


